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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Gesellschaftsrecht

Der Bundesrat verabschiedete im November 2014 eine Botschaft zur Anpassung der
Vorschriften über die Bildung des Firmennamens und sprach sich für eine
Erleichterung der Unternehmensnachfolge für Einzelunternehmen, Kollektiv-,
Kommandit- und Kommanditaktiengesellschaften aus. Die Botschaft ging auf eine
Motion Rime (svp, FR) und eine Motion Bischof (cvp, SO) zurück. Die vom Bundesrat
vorgeschlagene Änderung des Obligationenrechts (Firmenrecht) verfolgte das Ziel, dass
der einmal gewählte Firmenname auf unbestimmte Zeit weitergeführt werden kann. So
sollten bei Personengesellschaften Gesellschafterwechsel ohne Änderung des
Firmennamens möglich sein. Zudem sollte auch die Umwandlung in eine andere
Rechtsform den Firmennamen nur noch beim Rechtsformzusatz tangieren. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.11.2014
DAVID ZUMBACH

In der Sommersession 2015 befasste sich die kleine Kammer mit der Änderung des
Obligationenrechts (Firmenrecht) und der Frage, ob, wie vom Bundesrat
vorgeschlagen, die Unternehmensnachfolge für Einzelunternehmen, Kollektiv-,
Kommandit- und Kommanditaktiengesellschaften erleichtert werden soll. Die
vorberatende Rechtskommission (RK-SR) sprach sich mit 9 zu 1 Stimme deutlich für den
bundesrätlichen Vorschlag aus. Kommissionssprecher Bischof (cvp, SO) sprach bei der
Beratung von einem "Deregulierungsgeschäft", das für die betroffenen Gesellschaften
insofern von wirtschaftlicher Relevanz sei, als dass die Weiterführung des Namens ein
"wichtiger Wettbewerbsfaktor" darstelle. Der Ständerat folgte der Kommission und
sprach sich mit 36 zu 1 Stimme deutlich für die Gesetzesvorlage des Bundesrates aus. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.06.2015
DAVID ZUMBACH

In der Herbstsession 2015 sprach sich der Nationalrat einstimmig für die vom Bundesrat
vorgeschlagene Änderung des Obligationenrechts (Firmenrecht) aus, die im Sommer
bereits im Ständerat unbestritten war. Künftig werden demnach auch
Personengesellschaften den einmal gewählten Firmennamen auf unbestimmte Zeit
weiterführen können, was die Unternehmensnachfolge erleichtern soll. Mit der Revision
wurde auch die Ausschliesslichkeit der Firmennamen vereinheitlicht. Mit Ausnahme von
Einzelunternehmen dürfen sämtliche Gesellschaften, die sich ins Handelsregister
eintragen lassen wollen, nur noch einen Namen wählen, der in der Schweiz von keiner
anderen Unternehmung verwendet wird. Die Gesetzesänderung trat am 1. Juli 2016 in
Kraft. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.09.2015
DAVID ZUMBACH

1) BBl, 2014, S. 9305 ff.; Ergebnisbericht Vernehmlassung 
2) AB SR, 2015, S. 376 f.
3) AB NR, 2015, S. 1368 f.
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